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SCHWEIZ

Gegenvorschlag enthält Schlupflöcher – 
und bleibt hinter europäischen Regeln zurück

Seit Anfang April 2026 läuft die Vernehmlassung für 
ein neues Bundesgesetz über die nachhaltige Unterneh-
mensführung (NUFG). Der indirekte Gegenvorschlag 
des Bundesrats zur Konzernverantwortungsinitiative 
orientiert sich an der europäischen Sorgfaltspflichten-
richtlinie CSDDD: Konzerne mit mehr als 5’000 Mit-
arbeitenden und einem Umsatz über 1,5 Milliarden 
Franken müssten sich bei ihren Geschäften verbind-
lich an Menschenrechte und Umweltstandards hal-
ten und für Verstösse geradestehen. Die Koalition für 
Konzernverantwortung kritisiert, dass durch die Über-
nahme der hohen Schwellenwerte selbst milliarden-
schwere Rohstoffkonzerne wie Gunvor, Mercuria oder 
IXM durchs Raster fallen, weil sie vergleichsweise nur 
wenige Mitarbeitende beschäftigen.

Nachgelagerte Wertschöpfungskette ausgeblendet

Ebenfalls problematisch ist, dass die Sorgfaltspflichten 
im Gegenvorschlag auf die Lieferkette fokussieren und 
die nachgelagerte Wertschöpfungskette (Downstream) 
nur bruchstückhaft erfasst ist. Damit bleiben Schäden, 
die durch den Gebrauch oder die Entsorgung von Pro-
dukten entstehen, unberücksichtigt. Doch auch dort 
treten immer wieder gravierende Menschenrechts- 
und Umweltprobleme auf: So verkauft Syngenta weiter-
hin hochgefährliche Pestizide in Länder des globalen 

Südens, obwohl einige dieser Stoffe in Europa verboten 
sind. Beim sogenannten Beaching werden ausgediente 
Schiffe unter gefährlichen Bedingungen an südasiati-
schen Stränden zerlegt, etwa bei MSC-Schiffen. Und 
Schweizer Rohstoff händler verkaufen weiterhin stark 
schwefelhaltigen «Dirty Diesel» nach Afrika – Treib-
stoffe, die in Europa wegen ihrer Gesundheitsgefahren 
längst verboten sind.

Gegenvorschlag bleibt auch hinter EU-Regeln zurück

Wie die nebenstehende Tabelle zeigt, bleibt der bun-
desrätliche Gegenvorschlag auch in einigen Punk-
ten hinter den Anforderungen der europäischen 
Konzernverantwortungsregeln zurück. Und dies, 
obwohl der Bundesrat im Abstimmungskampf über 
die erste Konzernverantwortungsinitiative versprach, 
beim Thema «international abgestimmt» vorgehen 
zu wollen. Für die Koalition für Konzernverantwor-
tung ist klar, dass die Schlupf löcher im bundesrätli-
chen Gegenvorschlag geschlossen werden müssen.

Mehr Informationen:

Diese Beispiele sind vom Gegenvorschlag nicht abgedeckt: 
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Gefährliche Entsorgung von MSC-Schiffen 

Ausgediente Fracht- und Kreuzfahrtschiffe von MSC 
werden unter gefährlichen Bedingungen an Stränden 
in Indien und Bangladesch abgewrackt. Viele Arbeiter 
verlieren dabei ihr Leben und die Umwelt wird massiv 
verschmutzt. 
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Verkauf hochgiftiger Syngenta-Pestizide

Syngenta verkauft hochgiftige Pestizide in Länder des 
globalen Südens, selbst wenn deren Gebrauch in der 
Schweiz verboten ist. Sie vergiften das Trinkwasser in 
Costa Rica oder Kakaobäuer:innen in Ghana. 

https://konzernverantwortung.ch/News/medienmitteilung-konzernverantwortung-schweiz-muss-rueckstand-aufholen/


Infoblatt für Parlamentarier:innen  Sommersession 2026

Derzeit sind 2’500 Freiwillige in 
der ganzen Schweiz unterwegs 
und verteilen insgesamt rund eine 
Million Flyer in ihrer Nachbar-
schaft, um die Bevölkerung über 
die Schlupflöcher im indirekten 
Gegenvorschlag des Bundesrats 
zu informieren.

Über 55’000 Menschen haben den 
offenen Brief an den Bundesrat 
bereits unterschrieben, der for-
dert, dass die Schlupflöcher im 
Gegenvorschlag geschlossen wer-
den. Dieses Engagement zeigt, wie 
gross die Unterstützung für die 
Konzernverantwortungsinitiative 
in der Bevölkerung ist. 

Bereich Kriterium EU (CSDDD & CSRD) Gegenvorschlag

Geltungs bereich Regelmässige Evaluation, ob zusätzliche Konzerne 
mit hohen Risiken erfasst werden sollten

x

Sorgfaltspflicht Vollständige und sinnvolle Definition aller nötigen 
Schritte der Sorgfaltspflicht

x (Risikoanalyse weicht von 
internationalen Standards ab)

Klimapflicht Gesetzliche Verankerung der nötigen Parameter 
der Klimapflicht (insb. Scope 1-3)

x (Festlegung Scope 1-3 
fehlt im Gesetz)

Inhaltliche Aufsicht über Klimapflicht x

Aufsicht Sicherstellung personeller Unabhängigkeit, aus-
reichend Ressourcen und Expertise der Aufsicht

x

Informations- und Beschwerderechte für 
Betroffene gegenüber der Aufsicht

x

Ausreichende Transparenz der Aufsicht gegenüber 
der Öffentlichkeit

x

Haftung Recht auf vollständigen Schadenersatz  Grundversion
x Variante

Angemessene Verfahrenskosten x

Unterlassungsklagen x

Inkrafttreten Die Regeln gelten für die betroffenen Konzerne ab:  2029 x frühestens 2031

In diesen Punkten bleibt der Gegenvorschlag hinter den Anforderungen 
der EU (CSDDD & CSRD) zurück:

Eine Million 

Flyer für den 

offenen Brief an 

den Bundesrat
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INTERNATIONAL

Umsetzung schreitet in Finnland 
und Luxemburg voran

Nach der Inkraftsetzung der europäischen Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD) im März 2026, 
haben die EU-Mitgliedstaaten bis Juli 2028 Zeit, diese in ihr 
nationales Recht umzusetzen.

Luxemburg 

I n Luxe m b u rg h a be n d ie 
O p p o s i t i o n s p a r t e i e n  e i n e 
Motion eingereicht, damit die 
Regierung bei ihrer Umsetzung 
der CSDDD sicherstellt, dass 
die Aufsichtsbehörde gegen-
über der Regierung organi-
satorisch, administrativ und 
finanziell unabhängig ist und 
dass sie über ausreichende 
Fachkenntnisse im Bereich 
der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes verfügt. Die 
Motion wurde im Parlament 
schlussendlich auch von der 
Regierungskoal it ion unter-
stützt und mit 51:0 Stimmen 
angenommen. 

Finnland

In Fin n l and befindet sich 
d e r Ge s et ze s e nt w u r f z u r 
U m set z u n g de r EU - Ric ht-
linie bereits in der Vernehm-
lassung. Darin enthalten sind 
er wa r tu ngsgem äss a l le i n 
der CSDDD vorgesehenen Ele-
mente, also neben den Sorg-
faltspflichten auch die beiden 
D u r c h s e t z u n g s i n s t r u m e n t e 
Aufsicht und Haftung: Eine 
Aufsichtsbehörde überprüft 
die Einhaltung der Pflichten 
und kann bei Nichteinhaltung 
Sanktionen in Form von Geld-
bussen verhängen. Ausserdem 
ist vorgesehen, dass Kon -
zerne für Schäden haften, die 
durch die Vernachlässigung 
der Sorgfaltspflichten ent-
stehen. Der Dachverband der 
finnischen Wirtschaft (EK) 
begrüsst, dass eine rasche 
Übernahme ins nationale Recht 
den Unternehmen viel Zeit zur 
Vorbereitung lässt und äussert 
sich auch inhaltlich zufrieden.
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HANDLUNGSBEDARF

Ausbeutung auf Chiquitas Bananenplantagen

In Guatemala arbeiten Menschen auf Bananenplanta-
gen, die Chiquita beliefern, bis zu zwölf Stunden täg-
lich unter enormem Zeitdruck und für Löhne unter 
dem gesetzlichen Mindestlohn. Bei drückender Hitze 
arbeiten sie ohne Schutz vor Pestiziden, die Flugzeuge 
über ihren Köpfen versprühen und die schwere gesund-
heitliche Probleme auslösen können. Die Akkordarbeit 
auf den Plantagen und in den Verpackungsanlagen 
ist körperlich extrem belastend. Wie die eindrückli-
che Recherche von Public Eye vor Ort zeigt, sind die 

Menschen diesen Bedingungen schutzlos ausgeliefert. 
Wer sich wehrt, riskiert die Kündigung. Die Bananen aus 
dieser Produktion landen bei Chiquita – dem weltweit 
grössten Bananenkonzern mit Sitz im Kanton Waadt. 

Mehr Informationen:

Kalium aus problematischer Mine im Amazonas 
für Schweizer Düngemittelkonzern Keytrade

Das kanadische Unternehmen Brazil Potash plant 
im Amazonasgebiet eine grosse Kalium-Mine, die die 
indigenen Mura-Gemeinschaften bedroht. Das Projekt 
wird seit vielen Jahren kritisiert: So stellt etwa die bra-
silianische Bundesstaatsanwaltschaft die Rechtmäs-
sigkeit der Umweltgenehmigungen für das Projekt in 
Frage und kritisiert eine mangelhafte Durchführung 
der freien, vorherigen und informierten Konsultation 
wie sie in der ILO-Konvention Nr. 169 vorgeschrieben 
ist. Auch die Existenz der Mura-Gemeinschaften ist 
bedroht – selbst die Umweltverträglichkeitsstudie von 
Brazil Potash hält fest, dass die Mine zu einer Versal-
zung des Wassers und einem Rückgang der Fischvielfalt 

führen könnte, auch Abholzung und Aufschüttungen 
könnten negative Auswirkungen auf das Leben der 
Mura haben. Wie eine Recherche von Repórter Brasil 
zeigt, soll der Schweizer Rohstoffhändler Keytrade von 
der umstrittenen Mine profitieren. 2025 hat Keytrade 
nämlich einen langfristigen Abnahmevertrag über bis 
zu 900’000 Tonnen Kalium pro Jahr abgeschlossen. 

Mehr Informationen:
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https://stories.publiceye.ch/toxische-bananen/
https://reporterbrasil.org.br/2026/03/global-banks-ties-indigenous-opposed-project-i-amazon/
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IMPRESSUM
Dieses Infoblatt wird von der Koalition für Konzernverantwortung publiziert und informiert über aktuelle 
Entwicklungen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte. Die Koalition für Konzernverantwortung   
vereint 100 Menschenrechts- und Umweltorganisationen sowie Entwicklungsorganisationen.

KOALITION FÜR KONZERNVERANTWORTUNG

Monbijoustrasse 31, Postfach, 3001 Bern
031 390 93 36
info@konzernverantwortung.ch

www.konzernverantwortung.ch

Ermittlungen zur Baarer Rohstofffirma Redcomet 

Die peruanische Staatsanwaltschaft ermittelt laut 
Recherchen des investigativen Magazins Ojo Público 
zum Baarer Rohstoffhändler Redcomet Resources AG. 
Wie Zeitungen von CH Media Mitte Mai berichteten, sol-
len in Peru gestohlene giftige und nicht für den Handel 
zugelassene Bergbauabfälle, die Gold, Silber und Kup-
fer enthalten, umdeklariert und anschliessend unter 
falschem Etikett für rund 12 Millionen US-Dollar nach 
China verkauft worden sein. Redcomet Resources soll 
dabei die Neudeklarierung beeinf lusst und als Zwi-
schenhändlerin fungiert haben. Das Material stammt 

gemäss peruanischen Untersuchungsakten aus einer 
Mine in der Region Arequipa, wo es bereits mehrfach 
zu gewalttätigen Konflikten im Zusammenhang mit ille-
galem Goldabbau kam. 2022 wurden dort 14 Menschen 
getötet. 

Mehr Informationen:
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Peru ermittelt gegen
Baarer Firma

In einerErmittlungsakte ausPerutauchtder Name einesBaarer 

Rohstoffunternehmensauf.DiesessollTeileiner illegalen Lieferkette 

gewesen sein.Das Unternehmen weistdie Vorwürfe entschiedenzurück.

Kristina Gysi

Am Firmensitz der Redcomet 

Resources AG findet sich nicht 

bloss ein Briefkasten. An der 

Baarer Adresse in Bahnhofs-

nähe, direkt an der Hauptstras-

se, liegt ein modernes Büro mit 

grossen Fenstern, die den Blick 

auf Arbeitsplätze und Bildschir-

me freigeben. Ein Unterneh-

men, das mit Rohstoffen han-

delt und dabei offenbar nichts 

zu verbergen hat.
Nun taucht die Baarer Firma 

in Ermittlungsakten einer perua-

nischen Staatsanwaltschaft auf. 

Recherchen des investigativen 

Onlinemagazins «Ojo Público» 

zufolge soll die Redcomet Re-

sources AG Teil einer illegalen 

Lieferkette gewesen sein. Diese 

Zeitung stand für die Recher-

chen in engem Austausch mit 

Aaron Wörz. Er arbeitet im Auf-

trag von Comundo, einer 

Schweizer Organisation für per-

sonelle Entwicklungszusam-

menarbeit, als Investigativjour-

nalist für das peruanische On-

linemagazin «Ojo Público».
Der Vorwurf an das Baarer 

Rohstoffunternehmen: In Peru 

gestohlene, giftige Bergbauab-

fälle, die Gold, Silber und Kup-

fer enthielten, seien umdekla-

riert und unter legalem Etikett 

für 12 MillionenUS-Dollar nach 

China weiterverkauft worden. 

Die Redcomet Resources AG 

soll dabei die Neudeklarierung 

beeinflusst und als Zwischen-

händlerin fungiert haben. Was 

ist das für ein Unternehmen mit 

Sitz in Baar?
2004 wurde es unter dem 

Namen Atlantic Steel AG ins 

Handelsregister des Kantons 

Zug eingetragen. Bereits da-

mals war der Zweck mit dem 

«Handel mit Rohstoffen, insbe-

sondere mit Stahl» umschrie-

ben. Im August 2020 erfolgte 

die Umbenennung inRedcomet 

Resources AG; zugleich wurde 

der Unternehmenszweck auf 

den «internationalen Handel 

mit Rohstoffen, insbesondere 

Kupfer» ausgeweitet.
Auswertungen derHandels-

datenbank Panjiva zeigen, dass

das Unternehmen heute auch 

mit Silber, Gold, Blei und Zink 

aus Südafrika, Sambia, der 

Zentralafrikanischen Republik 

und Mexiko handelt. Die ton-

nenschweren Containerliefe-

rungen gehenvor allem nach In-

dien, China und Hongkong.

E-Mail soll
Firma belasten

Mitgründerin des Unterneh-

mens ist laut ihrem LinkedIn-

Profil TheresaN. Im Handelsre-

gister wird sie im Zusammen-

hang mit der Redcomet 

Resources AG erstmals im Juni 

2021 als Direktorin der Firma 

aufgeführt. Ihr Name ist des-

halb interessant, weil er in den 

Ermittlungsakten der peruani-

schen Staatsanwaltschaft er-

wähntwird. DieDokumente lie-

gen dieser Zeitung vor.
Theresa N. soll eine Schlüs-

selrolle in der Lieferkette ge-

spielt haben. Ihr wird vorge-

worfen, illegal gewonnene und 

nicht für den Handel zugelasse-

ne Bergbauabfälle aus Peru mit-

tels mutmasslich falscher De-

klarationen in den legalenWelt-

handel eingeschleust zu haben. 

In den Ermittlungsakten wird 

sie als Teil einer kriminellenOr-

ganisation geführt, an der ins-

gesamt acht Unternehmen be-

teiligt gewesen sein sollen. 

Nach Angaben der peruani-

schen Staatsanwaltschaft ver-

schickte das Netzwerk inner-

halb von sieben Monaten 44

Sendungen mit einemVolumen 

von rund 62’000 Tonnen.
Als Hinweis auf die mut-

massliche Neudeklarierung gilt 

eine E-Mail, die von einer Red-

comet-Mitarbeiterin an einen 

Mitarbeiter eines Rohstoffprüf-

unternehmens geschickt wurde. 

Laut Akte weist die Absenderin 

in ihrem Schreiben ausdrücklich 

an, die Beschreibung des zu 

liefernden Materials zu ändern. 

Der genaue Wortlaut (übersetzt 

aus dem Englischen): «Wir bit-

ten Sie, die Beschreibung des 

Materials (Pyritmit Goldgehalt –

Goldkonzentrate) (...) zu ändern
. 

Diese Zertifikate müssen für 

ZollzweckeaufSpanischverfasst
 

und ordnungsgemäss unter-

zeichnet sein.» Eine Kopieder E-

Mail ging auch an Theresa N..

Unklar ist, ob Theresa N. als 

Vertreterin von der Redcomet 

Resources AG wusste, dass es 

sich bei der Ware um mutmass-

lich illegal beschaffte Bergbau-

abfälle handelte undderen Her-

kunft beziehungsweise die Ka-

tegorisierung bewusst gefälscht 

wurde. Die E-Mail zeigt zwar, 

dass die Redcomet Resources 

AG in dieDeklaration eingegrif-

fenhat.Obessichdabei um eine 

unzulässige Falschdeklaration 

oder um eine zulässige begriffli-

che Anpassung handelte, muss 

noch ermittelt werden.
Erst im Dezember vergan-

genen Jahres warnte die Orga-

nisation für wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit und Entwick-

lung (OECD) in einem Bericht, 

dass der internationale Handel 

mit Goldkonzentraten beson-

ders anfällig für kriminelleAkti-

vitäten sei. Grund dafür seien 

die riesigen verschifften Men-

gen und die schwierige Bestim-

mung des genauen Inhalts des 

kiesartigen Konzentrats.

Tote im Abbaugebiet
derHandelspartnerin

Die Vorwürfe gegen die Baarer 

Firma rücken indes eine weitere 

Frage in den Fokus: Woher 

stammt das von Redcomet Re-

sources AG gekaufte und mut-

masslich gestohlene Material?

Den Ermittlungsakten zu-

folge kommt es aus der Mine 

«Unidad Minera Calpa» in der 

südperuanischen Region Are-

quipa. Dort eskalierte bereits im  

Juni 2022 einKonflikt umden il-

legalen Goldabbau: Im Abbau-

gebiet der Firma Intigold Mi-

ning S.A. wurden 14 Menschen 

getötet, wie mehrere Medien 

berichteten. Nach Erkenntnis-

sen der peruanischen Ermittler 

waren daran vorbestrafte Kri-

minelle aus Lima und anderen 

Landesteilen beteiligt, die von 

Intigold Mining S.A. als bewaff-

nete Sicherheitskräfte angewor-

benworden sein sollen.
Intigold Mining S.A. hat 

eine Verbindung zum Tod der 

14 Menschen wiederholt be-

stritten und erklärt, die eigene 

Konzession (Abbaugebiet des 

Unternehmens, Anm. d. Red.)

sei gegen denWillen des Unter-

nehmens von Kriminellen be-

setzt worden. Auch eine mut-

massliche Beteiligung an der 

angeblich illegalen Lieferkette 

nach China weist die Firma 

zurück. Die Exporte der Berg-

baurückstände seien mit recht-

mässigen Dokumenten abge-

wickelt worden.

Bislangwurde keine 
Anklage erhoben

Auch die Baarer Firma äussert 

sich zur peruanischen Ermitt-

lungsakte. Auf Anfrage schreibt 

die Redcomet Recources AG, 

man habe «die Vorwürfe ernst 

genommen, interne Abklärun-

gen getroffen und kein Fehl-

verhalten festgestellt». Die 

Redcomet Resources AG weist 

sämtliche gegen das Unterneh-

men sowie gegen involvierte 

Personen erhobenen Vorwürfe 

zurück. Das Unternehmen be-

tont, dass es sich um eine lau-

fendeUntersuchung handelt, in
 

welcher bislang weder Anklage 

erhoben noch gerichtliche Fest-

stellungen getroffenwurden.

Weiter hält das Unterneh-

men fest, dass «sämtliche Ge-

schäftsbeziehungen auf übli-

chen internationalen Handels-

standards basieren und vor 

deren Eingehung entspre-

chenden kommerziellen, re-

gulatorischen sowie vertragli-

chen Prüfungen unterliegen». 

Zudem seien zentrale Aspekte 

der bisherigen Untersuchung,

insbesondere die Klassifizie-

rung des Materials, derzeit 

Gegenstand gerichtlicher 

Überprüfungen in Peru.
Das Unternehmen habe 

«zu keinem Zeitpunkt Kennt-

nis von angeblich rechtswidri-

gen Aktivitäten gehabt». Sämt-

liche Transaktionen seien «im 

Einklang mit den anwendba-

ren regulatorischen Rahmen-

bedingungen sowie etablierten 

internationalen Handels- und 

Compliance-Standards» er-

folgt.

Darstellung von Intigold 

Mining S.A. sei glaubwürdig

Dennoch stellt sich eine weite-

re Frage: Warum  arbeitet die 

Firma mit einem Unternehmen 

zusammen, auf dessen Abbau-

gebiet 14 Menschen getötet 

wurden und wo seit vielen Jah-

ren eine drastische Auseinan-

dersetzung herrscht?
DasUnternehmen sagt hier-

zu, es habe die Behauptungen, 

Intigold Mining S.A. sei in die 

Vorfälle aus dem Jahr 2022, bei 

denenesToteund Verletztegab, 

involviert gewesen, «im Rah-

men ihrer Compliance-Prüfung 

bei der Aufnahme der Ge-

schäftsbeziehung ernst genom-

men». Nach «eingehender Prü-

fung des Sachverhalts»habe die 

Redcomet Resources AG «je-

doch die Darstellung von Inti-

gold Mining S.A., an diesenVor-

fällen nicht beteiligt gewesenzu  

sein, als glaubwürdig» erachtet.

Die peruanische Staatsan-

waltschaft hat für ihre Vor-

ermittlungen insgesamt 36Mo-

nate Zeit. Mit einer Anklage ist 

frühestens Mitte kommenden 

Jahres zu rechnen. Aus der Akte 

geht zudem hervor, dass die 

Ermittler bei der Schweizer 

Meldestelle für Geldwäscherei 

Auskunft über Finanztrans-

aktionen der Redcomet Re-

sources AG einholen wollen. 

Bislang habe zwischen den Be-

hörden jedoch noch kein Aus-

tausch stattgefunden. Für das 

Baarer Unternehmen gilt die 

Unschuldsvermutung.

https://konzernverantwortung.ch
https://www.zugerzeitung.ch/zentralschweiz/zug/illegale-rohstoffgeschaefte-peru-ermittelt-gegen-baarer-firma-ld.4167233

